
Bundesrat enttäuschtGrenzkantone
Detailhandel Seit Jahren versucht dieOstschweiz, den Bund zumKampf gegen den Einkaufstourismus imnahenAusland zu bewegen.

Jetzt äussert sich der Bundesrat ausführlich. Ein Rezept hat er nicht: Das Problem gezielt anzupacken, sei praktisch unmöglich.

Adrian Vögele, Bern
adrian.voegele@tagblatt.ch

Der Einkaufstourismus ist ein
politischer Dauerbrenner. Im
Bundeshaus vergeht kaum eine
Session ohne eine Debatte über
das Thema, inzwischen stapeln
sich die Forderungen. Vor allem
die Grenzregionen verlangen,
dass der Bund endlich versucht,
dieKundenströme ins naheAus-
land einzudämmen. St.Gallen
undderThurgaukämpfenanvor-
derster Frontmit Vorstössen der
Bundespolitikerinnen und -poli-
tiker ebenso wie mit Initiativen
aus denKantonsparlamenten.

KonkreteErgebnissegabes in
Bernbislangabernicht, allenDis-
kussionen zum Trotz. Im März
etwa lehnte der Ständerat meh-
rereVorstösse für konkreteMass-
nahmen ab. So scheiterte auch
die St.Galler Standesinitiative,
welche die Aufhebung der
300-Franken-Freigrenze bei der
Mehrwertsteuer verlangte. Da-
mit sei nicht gesagt, dass man
nichts gegendenEinkaufstouris-
musunternehmenwolle, hiess es
damals in der kleinen Kammer.
Es sei aber sinnvoller, zuerst die
Vorschläge des Bundesrates ab-
zuwarten, bevormanEntscheide
fälle. FinanzministerUeliMaurer
beteuerte, der Regierung sei das
Thema keineswegs egal, sie
arbeite intensiv daran. Ein Be-
richt, dendieFinanzkommission
des Nationalrats verlangt hatte,
sei demnächst fertig.

Die tieferenPreise
lockenohnehin

Dieser Bericht des Bundesrats
liegt nun vor. Die Kernaussage:
MassnahmenanderGrenzewür-
den kaum einen Rückgang des
Einkaufstourismus bewirken.
Selbst wenn die Limite für die
zollfreie Einfuhr von Waren ge-
senkt würde, hätten die Konsu-
menten immer noch genug An-
reize, ins Ausland einkaufen zu
gehen – nur schon wegen der
Preisdifferenz zwischen der
Schweiz und ihren Nachbar-
ländern.Die Produktvielfalt und
andere «Annehmlichkeiten» im
Ausland kämen noch hinzu,
schreibt der Bundesrat.

EineSenkungderFreigrenze
aufnull hält dieRegierungohne-

hin nicht für umsetzbar – da be-
reits ein kleines Mitbringsel wie
ein Schlüsselanhänger oder eine
Souvenirtasse eine Besteuerung
auslösen würde. Werde der
steuerfreieMaximalbetrag ledig-
lich gesenkt, so bestehe wieder-
um die Gefahr, dass Schweizer
nochhäufiger insAusland fahren
würden, da sie pro Mal weniger
Waren zollfrei einführen könn-
ten.Ganzabgesehendavon, dass

der Verzollungsaufwand in die-
sem Fall stark zunehme. Hinter
die Förderung der digitalen
Selbstverzollung, die auf Initiati-
ve des St.Galler FDP-National-
rats Marcel Dobler eingeführt
wurde, setzt derBundesrat eben-
falls Fragezeichen.Erbefürchtet,
dass viele Einkaufstouristen ihre
Sachen stattdessen einfach
schmuggeln würden. Der Zoll
müsse dann wohl mehr Kontrol-
len durchführen.

AuchAnstrengungenaufbila-
teraler Ebene hält der Bundesrat
für wenig aussichtsreich: Eine
gegenseitige Verrechnung der
Mehrwertsteuer zwischen den
Staaten nütze vor allem der
Schweiz. «Das Interesse unserer
Nachbarstaatenanentsprechen-
den Abkommen dürfte gering
sein.» Insgesamthält esderBun-
desrat für sinnvoller, gegen die
«Hochpreisinsel Schweiz»vorzu-
gehen – etwamit demAbbauvon

Handelshemmnissen –, als den
Einkaufstourismus ins Visier zu
nehmen. Dieser könne sich für
die Konsumenten sogar positiv
auswirken – wenn der Schweizer
Detailhandel gezwungensei, auf-
grund des Wettbewerbsdrucks
die Preise zu senken.

Hausammannvermutet
aussenpolitischeGründe

Markus Hausammann, Thur-
gauer SVP-Nationalrat und Prä-
sidentderFinanzkommission, ist
überhaupt nicht zufrieden mit
dem Bericht der Regierung. Er
räumt zwar ein, dass der Preis-
unterschied auch dann zumEin-
kaufen im Ausland animieren
wird, wenn die Wertfreigrenze
sinkt oder entfällt. «Damit müs-
sen wir leben. Aber es ist nicht
korrekt, wenn man Leute, die
sich unethisch verhalten, steuer-
lichauchnochbegünstigt, indem
sie keineMehrwertsteuer zahlen

müssen.» Die verwaltungstech-
nischen Hürden, welche der
Bundbisher immeralsArgument
gegeneine tiefereFreigrenzean-
geführt habe, seien beseitigt, so
Hausammann: Die Verzollungs-
App werde rege genutzt und
funktioniere gut. Vielmehr ver-
mutet er hinter der passivenHal-
tung des Bundesrats aussenpoli-
tische Gründe. Offenbar sei die
Mehrheit des Bundesrats nicht
gewillt, inder aktuell angespann-
tenSituationauchnocheineDis-
kussion mit der EU über die
Wertfreigrenze zu provozieren.

Für das Parlament ist die
Sache aber nicht erledigt. Haus-
ammannhatbereits imMärzeine
Motion zur Senkung der Frei-
grenze eingereicht – «um den
Druck aufrechtzuerhalten», wie
er sagt. Auch die St.Galler und
Thurgauer Initiativen, die die
Limite ganz aufheben wollen,
sind noch nicht vomTisch.

Der Bundesrat glaubt, dass viele Schweizer auch dann im Ausland einkaufen würden, wenn sie alle Waren verzollen müssten. Bild: Michel Canonica

MarkusHausammann, Thurgauer
SVP-Nationalrat. Bild: KEY

Kommentar

33Seiten
Lustlosigkeit
DasResultat ist ernüchternd.
Mit Spannung haben dieOst-
schweiz und andereGrenzregio-
nen die Pläne des Bundesrats in
Sachen Einkaufstourismus
erwartet. Jetzt äussert sich die
Regierung. Und schlägt leider
überhaupt nichts vor. Die
300-Franken-Freigrenze für
private Einfuhren senken?
Bringt nichts. Digitale Verzol-
lungsmethoden forcieren?
Lieber nicht, denn sie animieren
zumSchmuggel. Grenzüber-
greifende Verhandlungen zur
gegenseitigen Verrechnung der
Mehrwertsteuer?Habenwenig
Erfolgschancen.

Auchwenn die Vorbehalte der
Regierung imEinzelnen berech-
tigt seinmögen: Der Bericht
wirkt lustlos vonA bis Z. Als
Entscheidungshilfe für das
Bundesparlament taugt er
kaum. Klar: In erster Linie
stehen die Konsumentinnen
undKonsumenten selber in der
Verantwortung. Die negativen
Auswirkungen der Ausland- und
Interneteinkäufe auf den hiesi-
genDetailhandel sind längst
bekannt. Eigentlichwüsste
man, was zu tun ist – auch ohne
Machtworte aus Bundesbern.
Doch das heisst nicht, dass der
Staat einfach dieHände in den
Schoss legen soll. Zumindest die
steuerlicheGleichbehandlung
von Einkäufen hübenwie
drübenmüsste die Regierung
entschlossen anstreben – und
nicht schon imVorneherein den
Kopf in den Sand stecken.

Adrian Vögele
adrian.voegele@tagblatt.ch

In der Spitaldebatte geht’s drunter unddrüber
Gesundheit Der Verwaltungsrat ergreift Sofortmassnahmen.Die Kommissionmacht neuerdingsDruck. Die Regierung

verspricht Resultate – und prüft gleichzeitig einDarlehen für die Region Fürstenland-Toggenburg.

Der Aufschrei war gross, als der
Spitalverwaltungsrat laut über
Schliessungen von Spitälern
nachzudenken begann. Das Par-
lament reagierte sofort und
setzte eine Spezialkommission
ein. Deren Ansage war unmiss-
verständlich: Sie will bei der
künftigen Spitalstrategie ein ge-
wichtigesWortmitreden.

Ein Jahr ist seither ins Land
gezogen und männiglich fragte
sich: Was macht eigentlich die
Spitalkommission? Arbeitet sie
emsigundbescheiden imHinter-
grund? Kommt sie erst zum Ein-
satz,wenn imHerbstdiekünftige
St.Galler Spitallandschaft kon-
krete Konturen annimmt? Ein-
zelne Gemeinden, aufgerüttelt

durch Massnahmen des Spital-
verwaltungsrats, fragten sich zu-
dem: Vertritt die Kommission
auch unsere Interessen?

Vor wenigen Tagen meldete
sich die Kommission zurück. Sie
habe die vergangenen Monate
genutzt, umsich«vonderRegie-
rung, vom Lenkungsausschuss
undvomVerwaltungsrat der Spi-
talverbundeumfassendüberden
laufenden Prozess der Strategie-
entwicklung informieren und
dokumentierenzu lassen».Dann
machte sie einesdeutlich: Sie for-
dert eine raschere Gangart. Die
Regierung soll dem Parlament
nochdieses Jahr eineVorlage zur
zukünftigen St.Galler Spitalpoli-
tik unterbreiten. Hintergrund

ihrer Forderung ist die ange-
spannte Finanzlage der Spitäler
– ohneAussicht auf Besserung.

DasEigenkapital ist
2021aufgebraucht

Amalarmierendsten istdiefinan-
zielle Situation der Spitalregion
Fürstenland-Toggenburg; fürdas
laufende Jahr hat sie ein Defizit
von 6,7 Millionen Franken bud-
getiert, vergangenes Jahr hatte
sie einenVerlust vongut6Millio-
nen geschrieben. ImMai trat der
Spitalverwaltungsrat denn auch
auf die Bremse: Ab November
wird am Spital Wattwil nicht
mehroperiert; der gesamteOpe-
rationsbereichwirdnachWil ver-
legt. So können ab 2020 jährlich

2,5MillionenFrankeneingespart
werden.Diesmachtdeutlich:Aus
eigener Kraft wird die Spital-
region Fürstenland-Toggenburg
kaum mehr auf die Beine kom-
men.

«Wie lange geht es noch, bis
die Spitalregion Fürstenland-
ToggenburgdasEigenkapital auf-
gebrauchthat?», hatteFDP-Kan-
tonsratWalter Locher bereits im
März in einem parlamentari-
schenVorstoss gefragt.Nun liegt
die Antwort der Regierung vor.
Im Moment verfüge die Region
noch über Eigenkapital; Ende
2018 seien es noch 19 Millionen
Frankengewesen.DieRechnung
ist einfach: Wenn die Entwick-
lung in der Spitalregion Fürsten-

land-Toggenburg ungebremst
weiter geht wie in den vergange-
nen Monaten und Jahren, wird
das Eigenkapital 2021 aufge-
braucht sein und die Region in
eine Überschuldung hinein-
laufen.

SprichtdieRegierung
einenNotkredit?

Seit denMassnahmendesSpital-
verwaltungsrats ist es einoffenes
Geheimnis: Die Regierung klärt
ab, ob der Kanton die Spital-
regionmiteinemDarlehenunter-
stützt, um den finanziellen Eng-
pass zu überbrücken. Es wäre
nicht die erste Hilfeleistung: Be-
reitsEnde letzten Jahreshattedie
RegierungeineWertberichtigung

ihrerBeteiligung imAusmassvon
8,2 Millionen vorgenommen –
also abgeschrieben.

Die Frage einer weiteren
Überbrückungshilfe dürfte eher
früher denn später aktuell wer-
den, ist Kantonsrat Locher über-
zeugt. Ihn würde nicht über-
raschen, wenn die Regierung ei-
nen Notkredit sprechen müsste
– nochbevor die künftige St.Gal-
ler Spitalpolitik auf dem Tisch
liegt. Solltedies eintreffen,dürfte
dies auch die Spitalkommission
beschäftigen. Sie trifft sich An-
fangSeptember zurnächstenSit-
zung.

RegulaWeik
regula.weik@tagblatt.ch
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